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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 68  

 

vom 7. Mai 1919. 

 

Anwesend: 

 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r und die 

Unterstaatssekretäre G l ö c k e l und P f l ü g l. 

 

Vorsitz: Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 22.00 – 23.30. 

 

Reinschrift (9 Seiten), Richtigstellung zum Protokoll S. 3, Konzept, stenographische 

Mitschrift, Entwurf der Tagesordnung, beiliegend 

Auszug für den Vortrag im Kabinettsrat des Staatsamtes für Inneres und Unterricht betr. 

Gesetzesentwurfs der prov. Landesversammlung Niederösterreichs über die Abänderung der 

Gemeindeordnung 

 

Inhalt: 

1. Vorbereitungen für die Friedensverhandlungen. 

2. Bestätigung der Wahl des provisorischen Bürgermeisters der Stadt Steyr. 

3. Berufung des Obmannes des allgemeinen Schutzbundes für Kriegsteilnehmer Ing. 

Kunzl als Ersatzmann in die Kommission zur Erhebung militärischer 

Pflichtverletzungen. 

4. Errichtung einer staatlichen Lichtbildstelle. 

5. Holzabverkäufe einzelner Länder an Italien. 

6. Vollzugsanweisung, betreffend die Organisation des wirtschaftlichen 

Inspektionsdienstes. 

7. Vollzugsanweisung, betreffend die Zehrgelder, Ganggelder, Zustellgebühren und 

Übernachtungsgebühren aus Anlass von Amtshandlungen außerhalb der 

Amtsgebäude. 
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8. Gesetzentwurf über die Erhöhung der Wertgrenzen im bürgerlichen Streitverfahren 

(Streitwertnovelle). 

9. Gesetzesbeschluss der provisorischen Vorarlberger Landesversammlung über die 

Sicherstellung der Rheintal-Entwässerung in mehreren Gemeinden Vorarlbergs. 

10. Vorläufige Nichteröffnung des Wiener Stadtbahnverkehres. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Einladung von Präsident Seitz an den Staatskanzler Renner, mit allen 

Kabinettsmitgliedern wegen der Instruktion für die Friedensverhandlungen an einer Sitzung 

des Hauptausschusses des Abgeordnetenhauses teilzunehmen (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Vollzugsanweisung über die Organisation des wirtschaftlichen 

Inspektionsdienstes (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Justiz im Einvernehmen mit 

dem Staatsamt der Finanzen über Zehrgelder, Ganggelder, Zustell- und 

Übernachtungsgebühren aus Anlass von Amtshandlungen außerhalb der Amtsgebäude (4 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Gesetzesentwurf über die Erhöhung der Wertgrenzen im bürgerlichen 

Streitverfahren (Streitwertnovelle) (16 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Antrag des Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft auf 

Zustimmung zum Gesetzesbeschluss der prov. Vorarlberger Landesversammlung über die 

Sicherstellung der Rheintalentwässerung in mehreren Gemeinden (2 Seiten) 

 

1. 

Vorbereitungen für die Friedensverhandlungen. 

Staatssekretär Dr. B a u e r fasst die bereits in der letzten Kabinettsratssitzung sowie die in 

den Verhandlungen mit dem Hauptausschusse zustandegekommenen Beschlüsse über die 

Zusammensetzung der Friedens-Delegation zusammen und kommt weiters auf einige noch 

ungelöste einschlägige Detailfragen zu sprechen. 

Die Mitteilungen tragen durchaus vertraulichen Charakter. Es trat hiebei eine einhellige 

Auffassung des Gesamtkabinetts zutage. 

Nachdem Staatssekretär Dr. B a u e r über eine Anfrage der Staatssekretäre Dr. 

B r a t u s c h und L ö w e n f e l d - R u s s noch festgestellt hatte, dass Vertreter der 

Staatsämter für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, für Volksernährung, für Justiz 

und für soziale Verwaltung ohne Verzug nach St.Germain entsendet werden würden, sobald 



68 – 1919-05-07  3 
 

die das betreffende Ressort berührenden Gegenstände zur Verhandlung kommen, - wobei 

insbesondere auch auf eine Vertretung; der Arbeiterschaft bei Fragen der 

Arbeiterschutzgesetzgebung in Betracht gezogen werden würde, - stimmt der Kabinettsrat den 

einzelnen vom Staatssekretär Dr. B a u e r gestellten Detailanträgen zu. 

 

2. 

Bestätigung der Wahl des provisorischen Bürgermeisters der Stadt S t e y r. 

Der Staatskanzler erbittet und erhält in seiner Eigenschaft als Leiter des Staatsamtes für 

Inneres und Unterricht die Ermächtigung des Kabinettsrates, beim Präsidenten der 

Nationalversammlung die Bestätigung der Wahl des Gewerkschaftssekretärs Josef W o k r a l 

zum provisorischen Bürgermeister der Stadt S t e y r in Antrag bringen zu dürfen. 

 

3. 

Berufung des Obmannes des allgemeinen Schutzbundes für Kriegsteilnehmer Ing. K u n z 1 

als Ersatzmann in die Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen. 

Der Vorsitzende erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, dem Präsidenten 

der Nationalversammlung einen Antrag auf Berufung des Obmannes des allgemeinen 

Schutzbundes für Kriegsteilnehmer Ing. F. K u n z 1 als Ersatzmann in die Kommission zur 

Erhebung militärischer Pflichtverletzungen stellen zu dürfen. 

 

4. 

Errichtung einer staatlichen Lichtbildstelle. 

Nach eingehender Darstellung der Sachlage unterbreitet der Vorsitzende dem Kabinettsrate 

folgenden Antrag: 

„1.) Die Errichtung einer deutschösterreichischen Lichtbildstelle wird im Anschlusse an 

die deutschösterreichische Filmhauptstelle und bei Unterstellung unter die Staatskanzlei 

grundsätzlich genehmigt, ferner die Inanspruchnahme des für diese Stelle in Frage 

kommenden Inventars der bezüglichen liquidierenden k. u. k. ebenso der k. k. militärischen 

Behörden und Anstalten, sowie jenes der Zentralkommission für Denkmalpflege, dann der 

staatlichen Lehranstalten, der Kunst- und wissenschaftlichen Institute für die Lichtbildstelle 

mit der Maßgabe verfügt, dass für die Wahrnehmung der hiedurch berührten Interessen des 

Unterrichtes, der Wissenschaft und Kunst im Rahmen des Organisationsstatutes der 

mehrgenannten Stelle entsprechend vorzusorgen ist. 

2.) Mit der Durchführung dieses Beschlusses wird die Staatskanzlei betraut." 
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Nachdem der sprechende Staatssekretär noch eine gegenständliche Anfrage des 

Staatssekretärs H a n u s c h beantwortet hatte, pflichtet der Kabinettsrat dem vorstehenden 

Antrage bei. 

 

5. 

Holzabverkäufe einzelner Länder an Italien. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s gibt bekannt, dass eine Deputation von 

Salzburg ihm mitgeteilt hätte, das Land Salzburg habe gegen kompensationsweise Lieferung 

von Lebensmitteln an Italien 100 Waggons Holz bereits effektiv und 1000 Waggons auf 

Option verkauft. Weiters hätte ihm eine Deputation aus Oberösterreich bekanntgegeben, dass 

auch dieses Land ein Holzgeschäft mit Italien abzuschließen beabsichtige. 

Auf diese Weise werde nicht allein in die allgemeine Preispolitik, sondern auch in die 

ganze Lebensmittelversorgung des Staates, nicht zuletzt aber auch in unsere 

Eisenbahntransportverhältnisse eine Unordnung gebracht. Hiezu komme, dass derartige 

Geschäfte, die überdies vom Standpunkte einer einheitlichen Kreditpolitik unhaltbar seien, 

nicht auf Holz allein beschränkt bleiben würden, was in kürzester Zeit eine völlige 

Desorganisation zur Folge haben müsste. 

Der sprechende Staatssekretär beabsichtige demgemäß den Landesverwaltungen der 

beiden vorgenannten Länder zu eröffnen, dass er sich nicht in der Lage sehe, diese und 

ähnliche Liefergeschäfte zu billigen. 

Der Kabinettsrat pflichtet der Auffassung des sprechenden Staatssekretärs bei. 

 

6. 

Vollzugsanweisung, betreffend die Organisation des wirtschaftlichen Inspektionsdienstes. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s verweist darauf, dass die Frage der Erlassung 

einer Vollzugsanweisung über die Organisation des wirtschaftlichen Inspektionsdienstes den 

Kabinettsrat bereits wiederholt beschäftigt habe. Wiewohl das Staatsamt für Volksernährung 

zur wirksamen Förderung der ihm zugewiesenen Aufgaben der Ernährungs-Inspektoren in 

den einzelnen Ländern bedürfe, sei es infolge des Widerstandes mehrerer 

Landesverwaltungen bisher nicht möglich gewesen, diese Institution, die sich auch bereits 

unter dem früheren Regime bestens bewährt habe, wieder aufleben zu lassen. 

Über diese Frage entwickelte sich eine eingehende Debatte, an der sich insbesondere die 

Staatssekretäre S t ö c k l e r, Dr. B a u e r und H a n u s c h sowie Unterstaatssekretär 

M i k l a s beteiligten. Hiebei trat die Auffassung zutage, dass im gegenwärtigen Augenblicke 
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die Erlassung dieser Vollzugsanweisung nicht opportun erschiene. 

Der Kabinettsrat fasste demgemäß den Beschluss, die endgiltige Entscheidung im 

Gegenstande einem späteren Zeltpunkte vorzubehalten. 

 

7. 

Vollzugsanweisung, betreffend die Zehrgelder, Ganggelder, Zustellgebühren und 

Übernachtungsgebühren aus Anlass von Amtshandlungen außerhalb der Amtsgebäude. 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Justiz im Einvernehmen mit dem 

Staatsamte für Finanzen, betreffend die Zehrgelder, Ganggelder, Zustellgebühren und 

Übernachtungsgebühren aus Anlass von Amtshandlungen außerhalb der Amtsgebäude. 

 

8. 

Gesetzentwurf über die Erhöhung der Wertgrenzen im bürgerlichen Streitverfahren 

(Streitwertnovelle). 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, in 

der Nationalversammlung einen Gesetzentwurf über die Erhöhung der Wertgrenzen im 

bürgerlichen Streitverfahren (Streitwertnovelle) einbringen zu dürfen. 

 

9. 

Gesetzesbeschluss der provisorischen Vorarlberger Landesversammlung über die 

Sicherstellung der Rheintal-Entwässerung in mehreren Gemeinden Vorarlbergs. 

Nach eingehender Begründung der Sachlage beantragt Staatssekretär S t ö c k l e r den 

Beitritt der Staatsregierung zum Gesetzesbeschlusse der provisorischen Landesversammlung 

von Vorarlberg vom 20. Jänner 1919, betreffend die Rheintalentwässerung in den Gebieten 

der Gemeinden Hohenems, Altach, Götzis und Koblach. 

Gleichzeitig beauftragt der Kabinettsrat das Staatsamt für Land- und Forstwirtschaft, die 

Landesregierung in Bregenz unter Übermittlung eines mit der Gegenzeichnung des 

Staatssekretärs für Land- und Forstwirtschaft versehenen Exemplares des Gesetzes hievon zu 

verständigen und diesen Beschluss der Staatsregierung in der Wiener Zeitung zu 

veröffentlichen. 

 

10. 

Vorläufige Nichteröffnung des Wiener Stadtbahnverkehres. 
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Staatssekretär Dr. P a u l teilt mit, dass sich das Staatsamt für Verkehrswesen angesichts 

der Unzulänglichkeit der ihm gegenwärtig zur Verfügung stehenden Kohlenmengen außer 

Stande sehe, gegenwärtig an die Inbetriebsetzung der Stadtbahn zu schreiten. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n gibt sodann über den gegenwärtigen Stand des 

Kohleneinlaufes mehrere Aufklärungen, worauf der Kabinettsrat die Mitteilung des 

sprechenden Staatssekretärs zur Kenntnis nimmt. 
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[KBR 68, 7. Mai 1919, Stenogramm] 
 
68 vom 7. /5. 
Ellenbogen, Protokoll Länderkonferenz auch an Wewa. 
 
1. 
Bauer: Pflügl tel.[efonierte] aus Innsbruck: heute Abend [wird] die Landesversammlung über 

die Entsendung einer Friedensdelegation nach Frankreich beraten. Keine Zustimmung 
im Staatsamt des Äußern. Heute kann man nichts tun aber morgen wird die Ablehnung 
erfolgen, wenn mehr als 3 Herren bestimmt werden sollten. Heute kein Antrag möglich; 
für den Falles als mehr Herren bestimmt werden sollen, wird Bauer mitteilen, daß mehr 
als 3 unmöglich [sind]. 

Offen geblieben sind noch einige Vertretungsfragen. 
a) Von den Großdeutschen gewünscht statt Baer der Herr Professor Immendörfer 

(ist alldeutscher Journalist). Mit Baer ist schon gesprochen worden, auch in den 
englischen Blättern. Unter solchen Umständen schwer, abzugehen von diesem 
Beschluß. 

b) Frage Südböhmen und Südmähren: Prof. Anton Klement und Teufel. Wenn Seitz 
dorthin geht, ist Teufel möglich. 

c) Klein: a. o. Botschafter. Diese Sache ist jetzt anders. Die Kosten für seine 
Tätigkeit müßte der Staat auf sich nehmen. Bezüge der 2. Rangsclasse + Diäten. 
Rechnungsrat geht mit. 

d) Alize: weiß alles. Äußerung, daß auch Ländervertreter mitkommen. Ich weiß nicht, 
was meine Regierung darüber denkt. Daher die Einzelnen nicht mit Funktion nur mit 
Namen zu bezeichnen. 40 dürfen sein, jetzt sind 55 als Mitglieder und Personal. 
Frankenstein mit zwei Kanzleibeamten als Quartiermacher Sonntag, die anderen 
Dienstag oder Mittwoch. 

Bratusch: Bittet festzustellen, daß wenn rechtspolitische Fragen aufs Tapet kommen, auch das 
Justizressort eingeladen wird. 

Bauer: Dasselbe gilt auch für Handel, Soziale Verwaltung und Ernährung. 
Löwenfeld: [Ersucht], wenn die Liste bekannt gegeben wird, daß auch mitgeteilt wird, daß die 

Vertreter der anderen Staatsämter und der Arbeiterschaft noch hingehen werden. 
Zustimmung. 
 
2. 
[Renner]: Steyr. 
Angenommen. 
 
3. 
[Renner]: Pflichtverletzungs-Commission. Kunzl. 
Angenommen. 
 
4. 
[Renner]: Lichtbildstelle. Renner bespricht den Antrag. Erwerbsmoment gar nicht 

maßgebend. Fremdenverkehr. 
Hanusch: Staat in irgendeiner Form an den Kartenausgaben der Kinos beteiligen. Keinen 

Antrag stellen. 
Renner: Wotawa. 
Angenommen. 
 
5. 



68 – 1919-05-07  8 
 

Löwenfeld: a) Heute Nachmittag [ist eine] Dep.[utation] von Salzburg erschienen [und hat] 
mitgeteilt, 100 Waggons Holz und 1.000 Waggons auf Option [wurden] an Italien 
bereits verkauft. Weiters Deputation aus Oberösterreich: will auch ein separates Holz-
Geschäft mit Italien machen. Ich komme mit den Ländern nicht mehr aus. Ungeordnete 
Preispolitik (dazu eine Schädigung unserer Transportziffern). Ich [habe] diese 
Geschäfte der beiden Länder nicht gebilligt und bringe das zur Kenntnis. 

b) Entsetzliche Situation: keine Zahlungsmittel. Alle Versuche in der letzten Zeit 
beim Staatsamt für Finanzen sind ergebnislos geblieben. An Waren mangelt es nicht. 
Mangel an Lebensmitteln herrscht nicht. 

Redner macht aufmerksam, daß in Deutschland dieselbe Frage spielt. Auch dort eine 
Misere. In Deutschland ist nun darauf hingewiesen worden, daß man nur mit Waren, 
also mit Export bezahlen kann. Kommission eingesetzt worden, Ernährung, Finanzen 
und Wirtschaftsamt. Gegenstand der nächsten Sitzung, wie diese Frage geregelt werden 
soll. Entente-Kredit monatlich 20 Millionen Dollar!!! 

Nächste Tagesordnung (Kreditpolitik). 
Ellenbogen: Dieses Vorgehen der Länder führt zu einer gegenseitigen Preistreiberei. Man hat 

noch das Mittel, die Sachen nicht hinauszulassen an der Grenze. Die Schaffung eines 
größeren Auslandskredites ist im Zuge: ?Lemberger betreibt die Sache. Im Staatsamt 
der Finanzen hat heute eine Besprechung stattgefunden wegen Verpfändung von 
österreichischen Werten (Wasserkraft) ans Ausland. Morgen wird eine interne 
Besprechung abgehalten. 7h abends Postgasse. 

 
6. 
Löwenfeld: Inspektionsdienst. Auf diesem Dienst muß der Redner beharren trotz Widerstand 

der Länder. Wenn die Landesregierungen diese Inspektionsorgane boykottieren sollten, 
so kann ich diese Verordnung nicht durchführen. 

Stöckler: Holz, Pferde: Absperrung durch die Länder (Oberösterreich). 
Bauer: Im gegenwärtigen Augenblick sind wir ohnmächtig. Wenn Friede sein wird, kann man 

Verwaltungsrecht pflegen. Bevölkerung soll über diese Sachen in einem viel größeren 
Maß aufgeklärt werden wie bisher. Dazu müßte sich die Regierung einen eigenen 
Dienst schaffen. Alle Staatssekretäre sollten [dafür sorgen, daß] jeder Fall, wo solche 
Übergriffe zum allgemeinen Nachteil geschehen, gesammelt und veröffentlicht wird. Die 
nützliche Folge scheint mir den schlimmen gegenüber zu überwiegen. Planmäßige 
Propaganda aufzuklären, wohin diese Exzesse führen. 

Miklas: Volkswehr auch gegen die Landesregierungen. Zuerst vors Parlament, dann erst 
Propaganda im großen Stile (Staatszeitung). 

Hanusch: Der Separat.[ismus] steigt in den Ländern in allen Parteien. Neben der Presse 
müßten sich auch die einzelnen Parteien die Länderfaktoren einberufen und mit ihnen 
reden. Auch die Soldatenräte müßten einberufen werden. Alter Krempel. 

Renner: Jetzt nicht hinausgeben die Vollzugsanweisung. Nach Friedensschluß. Wir müssen 
aber jetzt schon einen Pressedienst haben. Wiener Zeitung und Abendpost werde ich 
dazu benützen. Auch die sozialdemokratische Partei wird einen Ländertag abhalten. 

 
7. 
Bratusch: Zehrgelder. 
Angenommen. 
 
8. 
Bratusch: Streitwertnovelle. 
Angenommen. 
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9. 
Stöckler: Rheintalentwässerung. 
Angenommen. 
 
10. 
Paul: Stadtbahn. Verwendung der Kohle. Vorläufig nicht Eröffnung. 
Ellenbogen: Diese Verfügung nicht bekannt; dürfte notwendig sein, als Vorbildung für den 

Drusch. Die Industrie hat sich eine gewisse Kürzung gefallen lassen müssen. Stimmt 
Paul zu, daß nicht ein einziger Mann, sondern eine ständige Kommission darüber 
entscheidet. 

Nimmt zur Kenntnis, daß die Stadtbahn nicht eröffnet wird. 
 
Schluß ½12h. 
 
Der Staatskanzler als Leiter des Staatsamtes des Inneren und des Unterrichts erbittet und 

erhält vom Kabinettsrat die Ermächtigung, beim Präsidenten der Nationalversammlung 
die Bestätigung der Wahl des Gewerkschaftssekretärs Josef Wokral zum provisorischen 
Bürgermeister der Stadt Steyr in Antrag bringen zu dürfen. 

 
 

 


























































